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hat das Amtsgericht Calw durch Richter Wegele im vereinFachten Verfuhren gem' $ 495a ZPO

oF-JB mtlndliche Verhandlung äm 11.03'2010

für Recht erkannt:

{. Die Bektagüe wird verurtellt, an die Klägerin 315f2€ nebst Z!_nqen hieraus in Höhe

von 5 proäentp"nfton überdem Jeweiligon BasiszlnssaE seit dem 10'07.2009

swio uug"tgärichilictre Rechtsanwaltogebühren in Höhe von 70fi0 € nebst Zinsen

hieraus tn Xfifre von 5 Frozentpunkten seit dem 26.093099 zu bezahlen.

2. Die Beltla$to trägt dle Kosten des Rsohttstreites'

3, Das Urtoll lst vorläufig vollstrockbar.

4. Die Berufung wird nicht zugelassen,

Streitwertr 3{5,02 €

Tatbestand:

Von der Darstellung des Tatbestandos Wim gemäß $$ 313a, 5'll Abs. 2 und Abs. 4 ZPO
abgesehen.

Entscheldungsgründe;

Die Klage ist zutässig und rrollummfänglich begnindet'

Die Klägerin hat gegen die Beklagte aus abgetretenem Recht eine Anspruch auf Bezahlung von
315,02 € aus den $$ 7, 17 StVG, '115 WG, S$ 398, 823,249 BGB-

Nach dsr Rechtsprechung kann der Geschädigte vom Schädiger gem. S 249 BGB als
erforderlichen Hersteltungsaufwand nur den Ersatz derienigen Mietwagenkosten verlangen, die
eln verständiger, wirtschaftlich vernünftig denkender MonEch in der Lage des Geschädigten für
zweckrnäßig u.nd notwendig €Echtön darf (BGH NJ\,V 2007, 2916 rn.w-N).

Der Gesohädigte ist hierbei nach dem aus dem Erforderlichkeitegrundsatz sbgeleiteten
Wirtschaftlichkeitsgebot gehalten, im Rahmen des ihm zurnutbaren von mehreren möglichen
den wirtsohaftlicheren Weg der Schadensbehehung zu beheben. Bezogen auf die Anmietung
oines Ersatzfahrzeuge$ bedeutet dies, dass er von mehreren auf dem örtlich relevanten Markt
allgemein zugänglichen Tarffen gfundsätzllch den gtinstigeron äls zur Herstellung objektiv
erfordefliCh enseEt verlangen kann. Allerdings verstößt der Gesohädigte nicht schon deshafb
gegen die ihm obliegende Schadensminderungspflicht, weil er ein Fahzeug zu einem sog,
Llnhltersalüarif anmiotet, der gegenüber dem Normaltarif teurer ist. Ein solcher UnfallersaEtarif
kann sich daraus rechtfertigen, dass derVermietet des Ersatavagens durch dle Urtfallsituation
besondere Leistungen gfiringen muss.

Das Gericht entscheidet iiber die Höhe das zur ersetzenden Schadens zunächst unter
Würdigung aller Umstände nach freier Übezeugung, S 287 ZPO.
Gleichwohl werden zur Entscheidung des Gerichts insbesondere zur Schätzung des Schadens
externe Erkenntnisquellen herangezogen.
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Nach Auffassung des Gerichts lot der Schwacke-Mietpreisspiegel grundsätzlich als geeignete

Scirätzgrundlagö für den Normaltadf heranzuziehen. Insoweit folgrt das Gericht der
Recntspreatrung des LG Tübingen und des 3. Zivilsensts des OLG Stuttgart (Urteil vorn
10.o6.i006, Az. B U 30/09). Auch der BGH hat eine Schätzung auf Grundlaq; delSchwacke -

Liste wiederholt ausdrücklioh gebilligt (BGH NJW 2009, 58; 2008, 2910; 2007, 3782).

trn vortiegenden Fa[ hält das Gericht die ge{tend gem€chten Mlotwagenkosten flir erforderlich
im Sinne?es S 249 BGB. Zur Orientierung zieht das Gericht den Schwacke Mietpreisspiegel
2008 fürdas Postleipahlengebiet 753..., Mietpreisklasse 5 zum Vergleich heran. Der sich
hieraus ergebende Normaltärif beträgt 474c. Dle geltend gemachten Mietwagenkosten liesen
mit S19,0d€ nur unwesentlich darüber und blelben daher jedenhllE lm Rahmen der
Erforderlichkeit.

Soweit die Beklagte einwendet, der Geschädlgte hätte gegen seine Schadensminderungspflicht
verstoßen, indem er das AnEebot der Beklagten über einen günstigeren Mietwagen nicht
angenommen hätte, hilft ihrdies aus Siclrt des Gerichtes nichttaeiter.

Eine Pflioht des Geschädigten, dass Angebot der Beklagten wegen eines Mietwagens
- anzunehmen bestand nicht. Dem Geschädigten ist grundsätzlich die freie \ffahl des

VertragEpartners zuzuerkennen. Ingbesonderu ist es elnern Geschädigten jedoch nicht
zumutbar, ein Angebot anzunehmen, welches außor einer Summe keine weiteren
Infonnationen efhält. Dem Geschädigten auch noch auftuerlegen, quasi blind ein Angebot der
Versicherung des Unfallgegners anzunehmen, verstößt massiv gegen den Grundsatz des S 249
BGB, nach dem der Geschädigte grundsätzlich den Zustand orhalten soll, der ohne
schädigendes Erelgnis welter bestianden hätte, Dies gilt insbesondere vor dern Hintergrund,
dass der Geechädigte sich nicht freiwillig in die Situation begeben hat, in welcher er auf ein
Ersatzfahaeug ängewiesen ist.

Das Gericht ist der Ansicht, dass der der leEtendlich im Bereich des
Normaltarifes anmietet gerade hierdurch seiner icht nachkornmt.

lrn Übrigen sollten alle Parteien die an der Vielzahl von Rechtsstreltlgkeiten tiber
Mletwagenkosten beteiligt sind nicltt ühersehen, dass ,der Geschädigte" in aller Regeljuristisch
nicht gebildet ist und von den anstehenden Streitigkeiten nichts weiß. Gerade auch insoweit

- sollten die Anforderungen an den Geschädigten nicht künstlich überspannt werden. Noch
irnmer sollte die Prämisse gelten, dass derjenige, derohne eigenes Verschulden einen
Schaden erleidet, diesen auch ersetd bekommt und nicht noch durch nachfolgende
ti berspanntre Anfo derung en dop pelt bestraft werd en so llte.

Wenn die Beklagte nun Einwendungen erhebt, die die Aktivlegitirnatron der Klägerin und
insbesondere das Innenverhältnis des beim Unfall Geschädigten zur Klägerin irn Hinblick auf
dle Wirksamkett Abtretung der Ansprilche betreffen, so kann sle aus hiesiger Sicht damit nicht
durchdringen.

Die Beklage hat in Kenntnis aller Umstände, also nach einer von ihr selbst durchgeführten
Prüfung der Anspruohe dor Klägerin einen Teilbetrag der Mietwagenkosten an die Kiägerin
bezahlt. Hiermit hat sie die Erstattungsfähigkeit der Kosten dem Grunde nach anerkannt-
Lediglich gegen die Höhe der geltend gemachten Kosten hat die Beklagte sich vorprczessual
gewandt. Mit den jetzt erhqbenen Einwendungen setzt die Beklagte sich daher in Widerspruch
zu ihrem eigenen vorprozessualen Verhalten. Die Einwände sind daherwegen Verstoß gegen
Treu und Glauben nicht boachtlich,

Auch die im Übrigen von Beklagtenseite rrorgebrachten Einwendungen gogen die
Anwendbarkeit der SchwacksLlste unter Verweis auf die FrEunhofer-Studie greifen nach
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Ansicht des Gerichtes nicht durch. Aus $lcht des erlrennenden Gerichts erscheint es gerade

,*eiteln"n, ob der Mietsplegel deu Fraunhofer lnstitutes eine geeignete Schäizgrundlage .
darstellen kann. Die Fraunrräfer-studie hat sieh beiseiner Recherche nach den marktüblichen
preisen auf die guche im lrrtemet und dort auf die einschlägigen lnternetportale beschränkt,

welche eine verbindliche Buchung erlauben. Somit ist die Fraunhofer-studie auf die namhaften

und großen Anbloter beschränkt-barüber hinaus beschränltt siqh die Fraurrhofer'Untersuchung
a,rtäeistelige, hinsichtlich dertelefonischen Erh€bung sPgq auf einstellige
posileitzahleibereiche. so dass aus Sicht des Gerlchtes die Gefahr besteht, dass
Besondorheiten regionater Märt<te nlcfrt berticksichtigt weHen. Problematisch ist außerdem,
dass bei Erhebung der Fraunhofer-Studie, eine Vorbuchungszeitwn einerWoche als
Giundlage 

"ngenömmen 
wurde. Dieso Vorbuchungszelt kann jedoctt gerade bei Anmiotung

eines fJtrrzeugs in Folge eines Unfialles in der Regel nioht eingepltel werden, Aus Sicht des
Gerichts muss schli€ßlüh auch die Unabhängigkeit der Studie in Zweifel gezogen werden,
Wurde sie jedoch von derVersioherungswirtechaft in Auftrag gegeben-

Der Anspruch des Klägers auf ErsaE {s y6rgerichtlichen Anwaliskosten folgt als
Vezugsschaden aus $$ 280,286 BGB.

,- Die Zinsausprüche finden ihre Anspruchsgrundlage in den $S 286,288 BGB-

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus S 91 zPO.

Dle Entscheidung über dle vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus SS 708 Nr. 11 ,713 ZPO.

Die StreitwertfesFetzung folgt aus $$ 48 GKG, 3 ZPO.

Die Berufung war nicht euzulassen, nachdem die gesetzlichen Voraussetzungen aus S 511 Il,
fV ZPO nicht vodagen.

gez. Wegele
Richter

- 
Ausgeferdgt
Calw. den 12.03.2010

der Gesctrltftsstelle
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